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Subventionsabbau tut not -  aber wie?
Manfred Weilepp, Hamburg

Nach den Bonner Kabinettsbeschlüssen vom 7. Juli für den Haushalt 1983 sollen rund 1 Mrd. DM an Sub­
ventionszahlungen als Beitrag zum Abbau des Haushaltsdefizits gestrichen werden. Welche Modifikatio­
nen die beschlossenen Kürzungen noch erfahren werden, ist nicht bekannt. Einen Vorgeschmack auf das 
Gerangel der Betroffenen gab jedoch bereits das Subventionshearing vor dem Haushaltsausschuß im Juni 
dieses Jahres. Warum weiten sich Subventionszahlungen so leicht aus, warum sind sie so schwer abzu­
bauen? Wie baut man Subventionen ab?

SUBVENTIONEN

Die Praxis, einzelne Bereiche der Voli<swirtschaft 
durch gezielte staatliche Maßnahmen, insbesonde­

re auch finanzieller Art, zu unterstützen, weist eine lan­
ge historische Tradition auf, die bis in die Zeit des Mer­
kantilismus zurückreicht. Auch in der Bundesrepublik, 
deren Wirtschaftspolitik seit 1949 an den Prinzipien der 
sozialen Marktwirtschaft ausgerichtet ist, gehörten Sub­
ventionen in Form von direkten Finanzhilfen und Steu­
ervergünstigungen von Anfang an zum wirtschaftspoliti­
schen Instrumentarium. Zu den Bedingungen der 
marktwirtschaftlichen Ordnung zählt jedoch, daß öko­
nomische Entscheidungen im Grundsatz von Anbietern 
und Nachfragern getroffen und verantwortet werden, 
d. h. sie müssen sich selbstverantwortlich auf die Dyna­
mik des Wirtschaftsprozesses einstellen. Deshalb ha­
ben staatliche Hilfen für einzelne Sektoren zunächst 
den Verdacht der ökonomischen Ineffizienz gegen sich 
gelten zu lassen.

Trotz solcher bereits in den Grundprinzipien der W irt­
schaftsordnung angelegten Restriktionen haben sich 
die Subventionszahlungen (einschließlich Steuerver­
günstigungen) im Laufe der Jahre erheblich ausgewei­
tet. Folgt man der Abgrenzung der Subventionen im 
Subventionsbericht der Bundesregierung, so haben 
sich allein die Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
des Bundes von 8,8 Mrd. DM 1966 auf 27,4 Mrd. DM 
1980 erhöht. Diese Zahlen geben jedoch nur ein sehr 
unvollständiges Bild von der tatsächlichen Höhe der ge­
währten Subventionen. Sie umfassen noch nicht einmal 
alle Hilfen, die sich im Haushalt des Bundes nieder­
schlagen, so sind weder die Zuweisungen und Zu-

Dr. Manfred Weilepp, 38, Dipl.-Volkswirt, leitet die 
Forschungsgruppe Grundsätze der Struktur- und 
Ordnungspolitik im HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung-Hamburg.

WIRTSCHAFTSDIENST 1982A/II

schüsse an die Deutsche Bundesbahn und Bundespost 
noch ein großer Teil der Förderung von Forschung und 
Entwicklung darin enthalten. Bei einer umfassenden 
Betrachtung der Subventionen müßten auch noch die 
aus ERP-Mitteln gezahlten Darlehen, die Marktord­
nungsausgaben der EG und die von den Ländern und 
Gemeinden gewährten Hilfen berücksichtigt werden’ . 
So wurde im HWWA-Strukturbericht 1980 bereits für 
1978 eine Gesamthöhe der Subventionen von 74,7 
Mrd. DM ermittelt^. Doch selbst dieser Betrag erfaßt 
noch nicht alle Leistungen, da z. B. die Berlinhilfe nicht 
enthalten ist. Der Anteil der Subventionen an der Brutto­
wertschöpfung, die sogenannte Subventionsrate, be­
trug nach diesen Berechnungen 1978 6,5 %, während 
es 1966 erst 4,9 % waren. Bemerkenswert ist dabei, 
daß von den den Unternehmen zugeflossenen Subven­
tionen 83 % auf die Sektoren Landwirtschaft, Verkehr, 
Wohnungswesen und Kohlenbergbau entfielen^.

Rechtfertigungsgründe

Die Gründe für diese starke Ausweitung der Subven­
tionen sind letztlich darin zu sehen, daß die an sich re­
striktiven Rechtfertigungsgründe für die Gewährung 
von Subventionen im Laufe der Zeit immer großzügiger 
ausgelegt wurden.

Staatliche Interventionen werden grundsätzlich dann 
als im Einklang mit den oben enwähnten marktwirt­
schaftlichen Prinzipien stehend angesehen, wenn sie

' Die Erfassung von W irtschaftshilfen der Gemeinden ist von besonde­
rer Problematik, weil sie häufig nicht durch direkte Geldzahlungen oder 
Steuervergünstigungen erfolgen, sondern durch geldwerte Vorteile in 
der Form der Bereitstellung von Grundstücken, Gewährung günstiger 
Strompreistarife oder der Aussetzung von Bauauflagen.

 ̂ Siehe HW W A-Institut: Analyse der strukturellen Entwicklung der 
deutschen W irtschaft -  S trukturbericht 1 9 8 0 - , Hamburg 1981, Seile 
200 .

 ̂ Vgl. ebenda, Seite 201 f.
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dort die Marl<tergebnisse korrigieren, wo die Produk­
tionsentscheidungen der privaten Unternehmen mit ex­
ternen Effekten verbunden sind. Sie sind auch dann ge­
rechtfertigt, wenn der einzelwirtschaftliche und der ge­
samtwirtschaftliche Zeithorizont auseinanderfallen, 
wenn z. B. die Privaten den langfristigen Versorgungsri­
siken bei bestimmten Gütern nicht in der vom Staat ge­
wünschten Weise Rechnung tragen. Da es externe Ef­
fekte in großer Vielfalt gibt, lassen sich Subventionen 
nur bei solchen externen Effekten rechtfertigen, die für 
die Gesellschaft einen hohen Rang haben. Je mehr ex­
ternen Effekten also ein solch hoher Rang zugebilligt 
wurde, desto mehr staatliche Interventionen dieser Art 
wurden als durchaus zulässig angesehen.

Subventionen erscheinen auch dann zur Bekämp­
fung schädlicher Nebenwirkungen gerechtfertigt, wenn 
es dem Staat auf andere Weise nicht gelingt, für einen 
funktionsfähigen Wettbewerb zu sorgen. Häufig wird 
dabei, wie z. B. in der Schiffbauindustrie, auf Wettbe­
werbsverzerrungen verwiesen, die vom Ausland her­
vorgerufen werden, obgleich oftmals eine frühzeitige 
Unterstützung von Produktionsumstellungen heutige 
Erhaltungssubventionen vermieden hätte. Die Schwelle 
für die Anerkennung von Wettbewerbsverzerrungen 
scheint in den letzten Jahren immer niedriger geworden 
zu sein.

Subventionen können auch dann als gerechtfertigt 
angesehen werden, wenn das Ergebnis des IVtarktpro- 
zesses mit wesentlichen gesellschaftspolitischen Ziel­
setzungen kollidiert. Hier steht immer wieder die Siche­
rung von gefährdeten Arbeitsplätzen im Vordergrund 
der Argumentation. Eine Zunahme dieser als wesent­
lich angesehenen Zielsetzungen führte in der Vergan­
genheit zu einem besonders starken Anstieg der Sub­
ventionen, ohne daß der langfristig zu zahlende Preis 
für solche Maßnahmen, die in aller Regel als Erhal­
tungssubventionen anzusehen sind, bewußt gemacht 
worden wäre.

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß Subven­
tionszahlungen immer auf die Korrektur des einzelwirt­
schaftlich betrachtet marktgerechten Verhaltens von 
Unternehmen und/oder Haushalten abzielen:

□  Aus übergeordneten Gesichtspunkten soll verhin­
dert werden, daß Unternehmen die Produktion einstel­
len, weil die Produktionskosten von den Erlösen langfri­
stig nicht mehr gedeckt werden;

□  Unternehmen und Arbeitskräfte sollen durch die re­
gionale Wirtschaftsförderung veranlaßt werden, sich 
trotz vorhandener Standortnachteile und damit höherer 
betrieblicher Kosten in den geförderten Regionen nie­
derzulassen;

□  Preissubventionen sollen die Verbraucher dazu ver­
anlassen, bestimmte Güter oder Dienstleistungen vor­
zugsweise zu verbrauchen.

Problem e

Die starke Ausweitung der Subventionsgewährung 
bringt, neben den Vorteilen für die Subventionsempfän­
ger, eine Reihe von Problemen mit sich, die ernsthafte 
Überlegungen über einen sinnvollen Subventionsab­
bau dringend geraten erscheinen lassen und gerade in 
jüngster Zeit zu einer breiten Diskussion über die weite­
re Berechtigung von Subventionen geführt haben.

□  Das Hearing vor dem Haushaltsausschuß des Deut­
schen Bundestages im Juni hat aber gezeigt, daß trotz 
der auch von branchenübergreifenden Wirtschaftsver­
bänden unterstützten Forderung nach einem allgemei­
nen Subventionsabbau die unmittelbar Betroffenen an­
gesichts konkreter Vorschläge sofort energischen Pro­
test einlegen. Dieses Verhalten läßt auf eine inzwischen 
starke Gewöhnung an Subventionen und auf die Her­
ausbildung einer Subventionsmentalität schließen, die 
nicht unähnlich der Transfermentalität im Sozialbereich 
ist. Das führt dazu, daß in kritischen Situationen zu häu­
fig und zu schnell staatliche Hilfe gefordert wird und daß 
diese dann als Dauereinrichtung und nicht als Hilfe zur 
Selbsthilfe angesehen wird. Als Folge wird die notwen­
dige Anpassung an Strukturveränderungen jedoch eher 
verzögert, d. h. der Marktprozeß wird ineffizienter und 
die Marktwirtschaft verliert an Wachstumsdynamik.

□  Wenn den Forderungen nach staatlicher Finanzhilfe 
zu leicht nachgegeben wird, ist die Gefahr von Mitnah­
meeffekten besonders groß. Dies gilt insbesondere, 
wenn schon die Ausgangslage falsch beurteilt wird, 
wenn die Unternehmungsplanungen den Subventions-
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zielen entsprechen, wenn nur ungenaue Zieivorsteilun- 
gen vorliegen und wenn die Maßnahmen nicht zielge­
recht ausgestaltet sind. Das Auftreten von Mitnahmeef­
fekten bedeutet nichts anderes, als daß die Subvention 
entweder ganz überflüssig ist oder daß das Subven­
tionsziel auch mit wesentlich geringeren Mitteln erreicht 
werden könnte.

□  Die Staatshilfen führen zu einer zunehmenden Bela­
stung der öffentlichen Haushalte, die letztlich auf dem 
Wege über höhere Steuern oder über die negativen Fol­
gen einer zu hohen Staatsverschuldung von der gesam­
ten Wirtschaft getragen werden muß. So ist auch die 
von einem Subventionsabbau erhoffte Haushaltsentla­
stung ein wesentliches Motiv für die gegenwärtig ver­
stärkte öffentliche Diskussion des Problems. Die Inten­
tion müßte daher auch etwas realistischer erläutert wer­
den, wenn Wirtschaftsverbände die hohe Staatsver­
schuldung beklagen und gleichzeitig die Forderung auf­
stellen, die bei einer Reduzierung der Subventionen 
freiwerdenden Mittel müßten für eine allgemeine Sen­
kung der Steuerlast im Unternehmensbereich verwen­
det werden.

Lineare Kürzung

Die bisherigen Überlegungen zeigen, daß einem dra­
stischen Subventionsabbau zugestimmt werden muß. 
Über die Methode, wie dieser Abbau erreicht werden 
soll, so daß er sowohl ökonomisch sinnvoll als auch poli­
tisch durchsetzbar ist, besteht jedoch weitgehend Unei­
nigkeit unter allen Beteiligten, und zwar sowohl unter 
den Politikern als auch unter den Wirfschaftsverbän- 
den. Während etwa der DIHT als ersten Schritt eine li­
neare Kürzung aller Finanzhilfen und Steuervergünsti­
gungen um einen bestimmten Prozentsatz, der etwa 5 
bis 10 % betragen sollte, befürwortet, wird dieser Vor­
schlag insbesondere von den Interessen Vertretern der 
Sektoren, auf die sich die Subventionen in den letzten 
Jahren konzentriert haben, strikt zurückgewiesen.

Die Befürworter einer linearen Kürzung sind der An­
sicht, dieses Vorgehen, das auch als „Rasenmäherme­
thode“ bezeichnet wird, wäre politisch eher durchsetz­
bar als eine Kürzung ausgewählter einzelner Subven­
tionen, da von einer linearen Kürzung alle Subventions­
empfänger gleich betroffen wären und die bestehenden 
Begünstigungsstrukturen nicht verändert würden. Au­
ßerdem ginge von der Kürzung aller Subventionen eine 
Signalwirkung für eine Trendwende in der gesamten 
Subventionspolitik aus. Dabei wird gerne auf das Bei­
spiel der Schweiz verwiesen, wo im Jahre 1980 eine 
zehnprozentige lineare Herabsetzung aller Bundeslei-

'  Vgl. Rheinisch-W estlälisches Institut für W irtschaftsforschung: Stel­
lungnahme zu den Fragen des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages zum 8. Subventionsbericht.

stungen für die Jahre 1981 bis 1983 beschlossen und 
damit eine sofortige Einsparung von 360 Mill. Franken 
erzielt wurde. Von der Kürzung betroffen waren dabei 
alle Bundesbeiträge und Darlehen sowie Leistungen an 
internationale Hilfswerke und Institutionen. Steuerver­
günstigungen wurden dagegen nicht vermindert. Aus­
genommen wurden auch die Leistungen, mit denen vor 
dem 1. Januar 1981 eingegangene Verpflichtungen zu 
erfüllen sind, die also vertraglich oder faktisch gebun­
den waren. Einzelne Leistungen sind auch in besonde­
ren Härtefällen ausgeklammert worden. Sie durften je­
doch das jährliche Sparziel von 360 Mill. Franken nicht 
gefährden und wurden deshalb nur sehr zurückhaltend 
genehmigt.

Grobes Instrument

Das Beispiel der Schweiz weist jedoch auch auf eini­
ge Probleme und Schwächen der Rasenmähermetho­
de hin. Die Aussparung der Steuervergünstigungen 
zeigt, daß eine pauschale Kürzung der Steuererleichte­
rungen äußerst schwierig ist. Zu diesem Zwecke müß­
ten zunächst alle in Frage kommenden Steuergesetze 
entsprechend geändert werden. Hinzu kommt, daß der 
Effekt nicht exakt vorauskalkulierbar ist, da der individu­
elle Steuervorteil von der spezifischen Situation des je ­
weiligen Nutznießers abhängig ist. Schließlich ist noch 
zu bedenken, daß der Abbau von Steuervorteilen in der 
Wirkung einer Steuererhöhung gleichkäme. Eine Be­
schränkung auf die direkten Finanzhilfen hat jedoch den 
Effekt, daß die Empfänger von direkten Finanzhilfen ge­
genüber den Nutznießern von Steuervergünstigungen 
benachteiligt würden. Da bei Einführung einer Subven­
tion die Entscheidung für direkte Zahlungen oder indi­
rekte Steuervorteile häufig nicht von der Subventions­
zielsetzung abhängig war, würden so unerwünschte 
Struktureffekte auftreten.

Auch bei einer Beschränkung der linearen Kürzung 
auf die Finanzhilfen werden die Subventionsempfänger 
unterschiedlich getroffen. Probleme ergeben sich zum 
einen aus der bereits erwähnten Tatsache, daß sich die 
Subventionen zum größten Teil auf die Sektoren Land­
wirtschaft, Verkehr, Wohnungswesen und Bergbau 
konzentrieren. Bei einer linearen Kürzung aller Subven­
tionen würden diese Sektoren absolut am stärksten be­
troffen, Die Unternehmen dieser Sektoren hätten dann 
sicher größere Anpassungsschwierigkeiten, was even­
tuell neue Subventionen oder die Ausweitung anderer, 
bereits bestehender Subventionen notwendig machen 
könnte''. Weiterhin können in den Bereichen, in denen 
trotz mancher Bedenken internationale Wettbewerbs­
verzerrungen ausgeglichen werden sollen, wie z. B. in 
der Schiffbauindustrie, große Härten und erhebliche
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Schwierigkeiten bei den Betroffenen auftreten. Dies gilt 
auch, wenn in zukunftsträchtigen Branchen, wie z. B. im 
Luft- und Raumfahrzeugbau, Entwicklungsschwierig­
keiten übenwunden werden sollen. Dagegen wird in den 
Bereichen, in denen ohnehin zum großen Teil nur Mit­
nahmeeffekte erzielt werden -  diese sind z. B. bei den 
Heizenergieeinsparungsmaßnahmen, bei der Sparför­
derung und bei den Investitionszulagen zu vermuten^ - ,  
eine Kürzung ohne große negative Effekte bleiben.

Bei der linearen Kürzung handelt es sich also um ein 
sehr grobes Instrument, das zwar auf den ersten Blick 
eine relativ schnelle fiskalische Entlastung verspricht, 
aber keine differenzierte Behandlung der Subventions­
empfänger zuläßt. Diese ist jedoch erforderlich, wenn 
man die Gewährung von Subventionen aus ordnungs­
politischen Erwägungen heraus nicht grundsätzlich ab­
lehnt. Bei einem derart pauschalen Vorgehen begäbe 
man sich der Möglichkeit, die Effizienz je eingesetzter 
D-Mark durch Korrektur der Zusammensetzung der 
Subventionen zu erhöhen und im Rahmen einer Neuge­
staltung des gesamten Subventionswesens die politi­
schen Prioritäten zu überdenken und neu zu setzen.

Kriterien für einen Subventionsabbau

Ein gesamtwirtschaftlich befriedigender Abbau von 
Subventionen erfordert vielmehr die Überprüfung ein­
zelner Maßnahmen. Dabei dürfen die einzelnen Sub­
ventionsmaßnahmen nicht isoliert bewertet werden, 
sondern sie müssen im Zusammenhang mit den Zielen. 
Maßnahmen und Resultaten anderer Subventionen, die 
den gleichen Wirtschaftsbereich betreffen, gesehen 
werden. Auch die sektoralen Maßnahmen der anderen 
Gebietskörperschaften und der EG sind zu berücksich­
tigen. Erst eine bewertende Gegenüberstellung von 
Zielen, gesamtwirtschaftlichen Kosten und Nutzen (im 
Sinne des Ausmaßes der Zielerreichung) der Subven­
tionen läßt ein Urteil über die Zweckmäßigkeit einzelner 
Maßnahmen zu®. Die fiskalische Belastung ist dabei nur 
ein Beurteilungskriterium. In vielen Fällen dürfte deut­
lich werden, daß allein schon durch eine Änderung der 
Subventionstechnik die Effizienz der eingesetzten Mit­
tel erhöht werden kann.

Generell sollte angestrebt werden, daß für alle Sub­
ventionen in regelmäßigen Abständen eine Überprü­
fung der Zielsetzungen, der Durchsetzbarkeit dieser

 ̂ Das Problem bei der Feststellung von M itnahmeeffekten besteht dar­
in, daß sie sich nicht anhand objektiver Kriterien nachweisen lassen, es 
sei denn, der Begünstigte bestätigt, daß sein Verhalten durch die G e­
währung einer Finanzhilfe nicht beeinflußt wurde.

® Bisher g ibt es noch keine allgemein akzeptierte Methode zur Feststel­
lung und Beurteilung der W irkungen von Subventionen. Im HWWA- 
Strukturbericht 1983 soll ein operatives Schema erarbeitet werden, das 
sich weitgehend an den Elementen der Kosten-Nutzen-Analyse orien­
tiert.

Ziele mit Hilfe von Subventionen sowie der daraus fol­
genden Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer wei­
teren Subventionsgewährung erfolgt. Das könnte am 
besten dadurch erreicht werden, daß alle öffentlichen 
Finanzhilfen grundsätzlich zeitlich begrenzt werden und 
daß ihre Verlängerung vom Ergebnis einer Wirkungs­
kontrolle abhängig gemacht wird.

Eine weitere Möglichkeit, zu einer Begrenzung der 
Subventionsgewährung zu kommen, besteht in der Ein­
führung einer zeitlich degressiven Staffelung von Sub­
ventionszahlungen. Diese Maßnahme könnte sich, je 
nach Zielsetzung, bei einzelnen Subventionen als sinn­
voll enweisen. Wenn z. B. der Aufbau neuer Produk­
tionsstrukturen oder die Anpassung an Veränderungen 
der Produktionsstruktur gefördert werden sollen, kann 
eine von vornherein festgelegte Degression die Unter­
nehmen zu verstärkten eigenen Anstrengungen ermun­
tern und den Prozeß beschleunigen. Sollen dagegen in­
ternationale Wettbewerbsverzerrungen ausgeglichen 
werden, die auf längerfristige staatliche Maßnahmen im 
Ausland zurückzuführen sind, oder nationale Produktio­
nen zur Vermeidung von Versorgungsrisiken aufrecht­
erhalten werden, wäre eine Degression wenig sinnvoll.

Schließlich könnte der Nettoaufwand für Subven­
tionszahlungen langfristig noch durch die Einführung ei­
ner grundsätzlichen Verpflichtung zur späteren Rück­
zahlung oder Verzinsung verringert werden, die nur un­
ter bestimmten Bedingungen gestundet oder teilweise 
oder ganz erlassen werden kann. d. h. also de facto 
durch eine Umstellung sämtlicher Subventionen auf 
Kreditgewährung. Auch dieses Instrument sollte jedoch 
nicht pauschal, d. h. unabhängig von den Zielen der ein­
zelnen Subventionen, angewendet werden. Bei Sub­
ventionen mit der Zielsetzung, externe Effekte auszu­
gleichen. würde eine Umstellung auf Kreditgewährung 
dem Subventionsziel eindeutig zuwiderlaufen.

Sicherlich werden die am 7. Juli vom Bundeskabinett 
beschlossenen Kürzungen bis zur Änderung der ent­
sprechenden Gesetze und bis zur Verabschiedung des 
Bundeshaushaltsplans 1983 noch etliche Modifikatio­
nen erfahren. Wenn die Vermutungen über die Höhe 
der zu bewältigenden Defizite immer mehr bestätigt 
werden, könnte die Versuchung wachsen, pauschale 
oder unter Einbeziehung von Transferzahlungen an pri­
vate Haushalte lediglich auf Proporzüberlegungen ba­
sierende Kürzungen vorzunehmen. Schon mittelfristig 
wird es sich aber auszahlen, wenn die Überlegungen 
über einen sinnvollen Abbau von Subventionen anhand 
von Überprüfungen der Ziele, Techniken und Effekte 
angestellt werden, da sonst die Gefahr besteht, daß 
Prozesse in Gang gesetzt werden, die ein erneutes 
staatliches Eingreifen erfordern.
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